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Abschnitt 1: Wahlorgane 
 
§§ 1- 4 (hier nicht wiedergegeben) 
 
§ 5 Wahlvorsteher und Wahlvorstand 
   
(1) Vor jeder Wahl beruft die Wahlbehörde rechtzeitig für 
jeden Wahlbezirk den Wahlvorsteher, dessen Stellvertreter 
und drei bis sieben Beisitzer. Vor der Berufung der Beisitzer 
sollte die Wahlbehörde die in den Vertretungen der jeweili-
gen Gemeinden vertretenen Parteien, politischen Vereini-
gungen und Wählergruppen auffordern, innerhalb einer 
angemessenen Frist wahlberechtigte Personen dieser Ge-
meinden als Beisitzer vorzuschlagen; § 3 Abs. 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. Nach Ablauf der Vorschlagsfrist beruft die 
Wahlbehörde unverzüglich die Beisitzer des Wahlvorstandes; 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Der Wahlvorsteher 
bestellt aus den Beisitzern den Schriftführer und dessen 
Stellvertreter.  
 
(2) Der Wahlvorsteher und sein Stellvertreter werden, wenn 
sie nicht schon für ihr Hauptamt verpflichtet sind, von der 
Wahlbehörde vor Beginn der Wahlhandlung auf ihre Ver-
pflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und 
zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer amtlichen 
Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hingewie-
sen. 
 
(3) Die Wahlbehörde sorgt dafür, dass die Mitglieder des 
Wahlvorstandes vor der Wahl so über ihre Aufgaben unter-
richtet werden, dass ein ordnungsgemäßer Ablauf der Wahl-
handlung sowie eine ordnungsgemäße Ermittlung und Fest-
stellung des Wahlergebnisses gesichert sind. 
 
(4) Die Mitglieder des Wahlvorstandes dürfen während ihrer 
Tätigkeit kein auf eine politische Überzeugung hinweisendes 
Zeichen sichtbar tragen. 
 
(5) Der Wahlvorstand wird von der Wahlbehörde oder in 
ihrem Auftrag vom Wahlvorsteher einberufen. Er tritt am 
Wahltage rechtzeitig vor Beginn der Wahlzeit im Wahllokal 
zusammen. 
 
(6) Der Wahlvorstand sorgt für die ordnungsgemäße Durch-
führung der Wahl im Wahlbezirk. Der Wahlvorsteher leitet die 
Tätigkeit des Wahlvorstandes. 
 
(7) Der Wahlvorstand verhandelt und entscheidet in öffentli-
cher Sitzung. 
 
(8) Während der Wahlhandlung müssen immer mindestens 
drei Mitglieder des Wahlvorstandes, darunter der Wahlvor-
steher und der Schriftführer oder ihre Stellvertreter, anwe-
send sein. Bei der Ermittlung und Feststellung des Wahler-
gebnisses sollen alle Mitglieder des Wahlvorstandes anwe-
send sein. 
 
(9) Der Wahlvorstand ist beschlussfähig 
 

1. während der Wahlhandlung, wenn mindestens drei 
Mitglieder,  

2. bei der Ermittlung und Feststellung des Wahler-
gebnisses, wenn mindestens fünf Mitglieder,  
 

darunter jeweils der Wahlvorsteher und der Schriftführer oder 
ihre Stellvertreter, anwesend sind. Fehlende Beisitzer kann 
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der Wahlvorsteher durch wahlberechtigte Personen ersetzen. 
Dies muss geschehen, wenn es mit Rücksicht auf die Be-
schlussfähigkeit des Wahlvorstandes erforderlich ist; sie sind 
vom Wahlvorsteher entsprechend Absatz 2 auf ihre Ver-
pflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und 
zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer amtlichen 
Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hinzuwei-
sen. 
 
(10) Bei Bedarf stellt die Wahlbehörde dem Wahlvorstand die 
erforderlichen Hilfskräfte zur Verfügung. 
 
§§  6- 9 (hier nicht wiedergegeben) 
   
Abschnitt 2: Vorbereitung der Wahl 
 
Unterabschnitt 1: Wahlbezirke (hier nicht wiedergegeben) 
 
Unterabschnitt 2: Wählerverzeichnis 
   
§ 12 Führung des Wählerverzeichnisses 
   
(1) Die Wahlbehörde legt vor jeder Wahl für jeden allgemei-
nen Wahlbezirk ein Verzeichnis der wahlberechtigten Perso-
nen nach Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt und 
Wohnung an. Das Wählerverzeichnis soll nach Möglichkeit 
im automatisierten Verfahren geführt werden. 
 
(2) Das Wählerverzeichnis wird unter fortlaufenden Nummern 
in der Buchstabenfolge der Familiennamen, bei gleichen 
Familiennamen der Vornamen, angelegt. Es kann aber auch 
nach Ortsteilen, Straßen und Hausnummern gegliedert wer-
den. Es enthält je eine Spalte für Vermerke über die Stimm-
abgabe und für Bemerkungen. Wird das Wählerverzeichnis 
mit Hilfe der automatischen Datenverarbeitung geführt, so 
sind der Anfangsbestand und alle Änderungen zu dokumen-
tieren. 
 
(3) Die Wahlbehörde sorgt dafür, dass die Unterlagen für die 
Wählerverzeichnisse jederzeit so vollständig vorhanden sind, 
dass diese vor Wahlen rechtzeitig angelegt werden können. 
 
§ 13 Eintragung der wahlberechtigten Personen in das 
Wählerverzeichnis 
 
(1) In das Wählerverzeichnis eines Wahlbezirks werden von 
Amts wegen alle wahlberechtigten Personen eingetragen, die 
am 35. Tage vor der Wahl (Stichtag) in dem Wahlbezirk nach 
den Vorschriften des Brandenburgischen Meldegesetzes 
angemeldet sind. 
 
(2) Eine wahlberechtigte Person mit Haupt- und Nebenwoh-
nung im Sinne des Brandenburgischen Meldegesetzes wird 
in das Wählerverzeichnis des Wahlbezirks eingetragen, in 
dem sie am 35. Tage vor der Wahl mit alleiniger Wohnung 
oder Hauptwohnung angemeldet ist. Eine wahlberechtigte 
Person, deren Hauptwohnung außerhalb des Landes liegt, 
wird am Ort der Nebenwohnung auf Antrag in das Wähler-
verzeichnis eingetragen, wenn sie am Ort der Nebenwoh-
nung einen ständigen Wohnsitz im Sinne des Bürgerlichen 
Gesetzbuches hat. 
 
(3) Eine wahlberechtigte Person, die am Stichtag bei keiner 
Meldebehörde des Landes angemeldet ist, wird von Amts 
wegen in das Wählerverzeichnis des Wahlbezirks eingetra-
gen, für den sie sich vor Abschluss des Wählerverzeichnis-

ses anmeldet. Die wahlberechtigte Person ist bei der Anmel-
dung über die Regelung des Satzes 1 zu belehren. 
 
(4) Eine wahlberechtigte Person, die ohne eine Wohnung 
innezuhaben sich im Land sonst gewöhnlich aufhält, wird auf 
Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen. 
 
(5) Verlegt eine wahlberechtigte Person, die nach den Absät-
zen 1 bis 3 in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, ihren 
ständigen Wohnsitz in eine andere Gemeinde des Landes 
und meldet sie sich in den Fällen der Absätze 1 bis 3 vor 
dem 23. Tage vor der Wahl bei der Meldebehörde der Zu-
zugsgemeinde an, so wird sie von Amts wegen in das Wäh-
lerverzeichnis der Zuzugsgemeinde eingetragen. Die Wahl-
behörde der Zuzugsgemeinde benachrichtigt hiervon sofort 
die Wahlbehörde der Fortzugsgemeinde, die die wahlberech-
tigte Person in ihrem Wählerverzeichnis streicht. Die wahlbe-
rechtigte Person ist von der Meldebehörde der Zuzugsge-
meinde über die Regelungen der Sätze 1 und 2 zu belehren. 
Erhält die Wahlbehörde der Fortzugsgemeinde nachträglich 
eine Mitteilung über den Ausschluss vom Wahlrecht, benach-
richtigt sie hiervon sofort die Wahlbehörde der Zuzugsge-
meinde, die die betroffene Person in ihrem Wählerverzeich-
nis streicht; die betroffene Person ist von der Streichung zu 
unterrichten. 
 
(6) Verlegt eine wahlberechtigte Person, die nach den Absät-
zen 1 bis 3 in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, ihren 
ständigen Wohnsitz in einen anderen Wahlbezirk derselben 
Gemeinde, so ist dies für ihre Eintragung in das Wählerver-
zeichnis ohne Bedeutung. Die wahlberechtigte Person ist bei 
der Anmeldung über die Regelung des Satzes 1 zu belehren. 
Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn eine wahlbe-
rechtigte Person, die nach den Absätzen 1 bis 3 in das Wäh-
lerverzeichnis eingetragen ist, ihren ständigen Wohnsitz in 
eine andere Gemeinde des Landes verlegt und sich in den 
Fällen der Absätze 1 bis 3 nach dem 24. Tage vor der Wahl 
bei der Meldebehörde der Zuzugsgemeinde anmeldet. 
 
§ 14 Verfahren für die Eintragung in das Wählerverzeich-
nis auf Antrag 
 
(1) Der Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis ist 
schriftlich oder als Erklärung zur Niederschrift bis spätestens 
zum 15. Tage vor der Wahl bei der zuständigen Wahlbehör-
de zu stellen. Der Antrag muss Familienname, Vornamen, 
Tag der Geburt und sofern vorhanden die genaue Anschrift 
der wahlberechtigten Person enthalten. Die antragstellende 
Person hat der Wahlbehörde gegenüber zu versichern, dass 
sie bei keiner anderen Wahlbehörde die Eintragung in das 
Wählerverzeichnis beantragt hat. Eine behinderte wahlbe-
rechtigte Person kann sich der Hilfe einer Person ihres Ver-
trauens bedienen; § 56 gilt sinngemäß. 
 
(2) In den Fällen des § 13 Abs. 2 Satz 2 hat die betroffene 
Person in ihrem Antrag nach dem Muster der Anlage 1a der 
Wahlbehörde gegenüber in geeigneter Weise glaubhaft zu 
machen, dass sie am Ort der Nebenwohnung einen ständi-
gen Wohnsitz im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches hat. 
In den Fällen des § 13 Absatz 4 hat die betroffene Person in 
ihrem Antrag nach dem Muster der Anlage 1b der Wahlbe-
hörde gegenüber in geeigneter Weise glaubhaft zu machen, 
dass sie sich im Land gewöhnlich aufhält. 
 
(3) Die Wahlbehörde entscheidet binnen drei Tagen über den 
Antrag. Die Entscheidung ist der antragstellenden Person 
sofort bekannt zu geben. Die Wahlbehörde hat den Antrag, 
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dem sie nicht stattgibt, unverzüglich dem Kreiswahlleiter 
vorzulegen. 
 
(4) Wird dem Antrag nicht stattgegeben, so kann die antrag-
stellende Person innerhalb von zwei Tagen nach der Be-
kanntgabe der Entscheidung Beschwerde an den Kreiswahl-
leiter erheben. Die Beschwerde ist schriftlich oder als Erklä-
rung zur Niederschrift bei der Wahlbehörde zu erheben. Die 
Wahlbehörde hat die Beschwerde sofort dem Kreiswahlleiter 
vorzulegen. 
 
(5) Der Kreiswahlleiter entscheidet spätestens am fünften 
Tage vor der Wahl über die Beschwerde. Er hat dafür zu 
sorgen, dass die Wahlbehörde sofort im Besitz der Entschei-
dung ist. Die Entscheidung ist dem Beschwerdeführer durch 
die Wahlbehörde sofort mitzuteilen. 
 
(6) Eine wahlberechtigte Person, die am Ort der Nebenwoh-
nung ihren ständigen Wohnsitz hat und deren Hauptwohnung 
außerhalb des Landes liegt und die sich um einen Sitz im 
Landtag bewirbt, ist abweichend von Absatz 1 verpflichtet, 
den Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis bereits 
vor Ablauf der Einreichungsfrist nach § 23 des Brandenbur-
gischen Landeswahlgesetzes zu stellen (48. Tag vor der 
Wahl, 18 Uhr). Die Wahlbehörde entscheidet sofort über den 
Antrag; Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. Wenn die antrag-
stellende Person nach den Vorschriften des Brandenburgi-
schen Landeswahlgesetzes wählbar ist, hat die Wahlbehörde 
der wahlberechtigten Person, deren Antrag sie stattgibt, 
sofort eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der 
Anlage 10 auszufertigen. Wird dem Antrag nicht stattgege-
ben, so kann die antragstellende Person innerhalb von zwei 
Tagen nach der Bekanntgabe der Entscheidung Beschwerde 
an den Kreiswahlleiter erheben; Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. Der Kreiswahlleiter entscheidet rechtzeitig vor 
der Zulassung der Wahlvorschläge über die Beschwerde. Die 
Entscheidung ist dem Beschwerdeführer sofort mitzuteilen. 
 
§ 15 Benachrichtigung der wahlberechtigten Personen 
 
(1) Spätestens am 28. Tage vor der Wahl benachrichtigt die 
Wahlbehörde jede wahlberechtigte Person, die im Wähler-
verzeichnis eingetragen ist, nach dem Muster der Anlage 2. 
Die Mitteilung (Wahlbenachrichtigung) soll enthalten 
 

1. den Familiennamen, den Vornamen (bei mehreren 
Vornamen den oder die Rufnamen) und die Woh-
nung der wahlberechtigten Person,  

2. die Angabe des Wahlbezirks und des Wahlkreises,  
3. die Angabe des Wahllokals,  
4. die Angabe der Wahlzeit,  
5. die Nummer, unter der die wahlberechtigte Person 

im Wählerverzeichnis eingetragen ist,  
6. die Aufforderung, die Wahlbenachrichtigung bei der 

Wahl mitzubringen und ein gültiges Personaldoku-
ment bereitzuhalten,  

7. den Hinweis, dass die Wahlbenachrichtigung einen 
Wahlschein nicht ersetzt und daher nicht zur Wahl 
in einem anderen als dem angegebenen Wahllokal 
berechtigt,  

8. die Belehrung über die Beantragung eines Wahl-
scheins und die Übersendung von Briefwahlunter-
lagen. Sie muss mindestens Hinweise darüber ent-
halten, dass  

a. der Wahlscheinantrag nur auszufüllen ist, 
wenn die wahlberechtigte Person in ei-

nem anderen Wahlbezirk ihres Wahlkrei-
ses oder durch Briefwahl wählen will,  

b. der Wahlschein von einer anderen als 
der wahlberechtigten Person nur bean-
tragt werden kann, wenn die Berechti-
gung zur Antragstellung durch Vorlage 
einer schriftlichen Vollmacht nachgewie-
sen wird (§ 24 Abs. 2).  
 

Eine wahlberechtigte Person, die nach § 13 Absatz 2 Satz 2 
oder Absatz 4 und § 14 auf Antrag in das Wählerverzeichnis 
eingetragen wird, erhält unverzüglich nach ihrer Eintragung 
die Wahlbenachrichtigung; dies gilt in den Fällen des § 13 
Absatz 3 Satz 1 und Absatz 5 Satz 1 sinngemäß. 
 
(2) Auf der Rückseite der Wahlbenachrichtigung nach Absatz 
1 ist ein Vordruck für einen Antrag auf Erteilung eines Wahl-
scheins nach dem Muster der Anlage 3 aufzudrucken. Für 
den Mindestinhalt des Vordruckes ist das Muster der Anlage 
3 maßgebend. Abweichungen in der Gestaltung sind zuläs-
sig. 
 
(3) Stellt der Landeswahlleiter fest, dass die fristgemäße 
Benachrichtigung nach Absatz 1 infolge von Naturkatastro-
phen oder ähnlichen Ereignissen höherer Gewalt gestört ist, 
so kann er für das betroffene Gebiet von den Absätzen 1 und 
2 abweichende Regelungen zur Anpassung an besondere 
Verhältnisse treffen. Er macht die Gründe für die Störung, 
das betroffene Gebiet, die von ihm für den Einzelfall getroffe-
nen Regelungen und die Art der Benachrichtigung in geeig-
neter Weise bekannt. 
 
§ 16 (hier nicht wiedergegeben) 
  
§ 17 Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
 
Die Wahlbehörde sichert, dass das Wählerverzeichnis am 
Ort des Amtes oder der Gemeindeverwaltung gemäß § 17 
Abs. 3 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes einge-
sehen werden kann. Bei Führung des Wählerverzeichnisses 
im automatisierten Verfahren kann die Einsichtnahme auch 
durch ein Datensichtgerät ermöglicht werden. Das Daten-
sichtgerät darf nur von einem Bediensteten des Amtes oder 
der Gemeinde bedient werden.   
 
§ 18 Einspruch gegen das Wählerverzeichnis und Be-
schwerde 
   
(1) Der Einspruch gegen das Wählerverzeichnis nach § 18 
Satz 1 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes kann 
die Aufnahme einer neuen Eintragung oder Streichung oder 
Berichtigung einer vorhandenen Eintragung zum Gegenstand 
haben. Soweit die behaupteten Tatsachen nicht offenkundig 
sind, hat der Einspruchsführer die erforderlichen Beweismit-
tel beizubringen. Die §§ 13 und 14 bleiben unberührt. 
 
(2) Die Wahlbehörde entscheidet binnen drei Tagen über den 
Einspruch. Die Entscheidung ist dem Einspruchsführer un-
verzüglich bekannt zu machen. Einem Antrag auf Streichung 
einer Person darf im Regelfall erst stattgegeben werden, 
nachdem ihr Gelegenheit zur Äußerung gegeben worden ist. 
Die Wahlbehörde hat einen Einspruch, dem sie nicht statt-
gibt, mit den vorhandenen Beweismitteln unverzüglich dem 
Kreiswahlleiter vorzulegen. 
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§ 19 Beschwerde gegen die Entscheidung der Wahlbe-
hörde 
 
(1) Die Beschwerde nach § 18 Satz 4 des Brandenburgi-
schen Landeswahlgesetzes ist schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Wahlbehörde einzulegen. Der Kreiswahlleiter 
entscheidet spätestens am fünften Tage vor der Wahl über 
die Beschwerde. Der Kreiswahlleiter hat dafür zu sorgen, 
dass die Wahlbehörde sofort im Besitz der Entscheidung ist. 
Die Entscheidung ist den Beteiligten durch die Wahlbehörde 
mitzuteilen und im Wählerverzeichnis zu vermerken. 
 
(2) Wird ein Dritter durch den Einspruch nachteilig betroffen, 
so hat die Wahlbehörde der betroffenen Person dieses sofort 
mitzuteilen. Eine dem Einspruch abhelfende Verfügung ist 
dem betroffenen Dritten sofort mitzuteilen. Der betroffene 
Dritte kann innerhalb von zwei Tagen nach Bekanntgabe der 
Entscheidung der Wahlbehörde gegen eine solche Verfü-
gung Beschwerde erheben; Absatz 1 gilt entsprechend. 
 
(3) Die §§ 13 und 14 bleiben unberührt. 
 
§ 20 Berichtigung des Wählerverzeichnisses  
 
(1) Ab dem 27. Tage vor der Wahl ist die Eintragung oder 
Streichung von Personen sowie die Vornahme von Änderun-
gen im Wählerverzeichnis nur zulässig 
 

1. aufgrund eines rechtzeitigen Einspruchs gegen das 
Wählerverzeichnis,  

2. in den Fällen der §§ 13 und 14,  
3. von Amts wegen, wenn das Wählerverzeichnis of-

fensichtlich unrichtig und unvollständig ist und die 
Mängel nicht Gegenstand eines Einspruchsverfah-
rens sind,  

4. in den in dieser Verordnung sonst genannten Fäl-
len.  
 

(2) Eine Person darf im Regelfall erst von Amts wegen aus 
dem Wählerverzeichnis gestrichen werden (Absatz 1 Nr. 3), 
nachdem ihr Gelegenheit zur Äußerung gegeben worden ist. 
Die betroffene Person kann innerhalb von zwei Tagen nach 
Bekanntgabe der Streichung bei der Wahlbehörde Be-
schwerde erheben. Die Vorschrift des § 19 Abs. 1 findet mit 
der Maßgabe Anwendung, dass der Kreiswahlleiter unver-
züglich über die Beschwerde entscheidet. 
 
(3) Wird aufgrund eines Einspruchs gegen das Wählerver-
zeichnis oder nach Absatz 1 Nr. 3 entschieden, dass eine 
wahlberechtigte Person in das Wählerverzeichnis einzutra-
gen ist, so wird sie nachgetragen; die wahlberechtigte Per-
son erhält eine Wahlbenachrichtigung. Wird entschieden, 
dass eine eingetragene Person nicht wahlberechtigt ist, so ist 
ihr Name zu streichen. Nachträge, Streichungen und alle 
sonstigen Entscheidungen sind in der Spalte -Bemerkungen� 
zu erläutern und mit Datum und Unterschrift des vollziehen-
den Bediensteten, im automatisierten Verfahren an Stelle der 
Unterschrift mit einem Hinweis auf den verantwortlichen 
Bediensteten, zu versehen.  
 
(4) Nach Abschluss des Wählerverzeichnisses (§ 21) sind 
Änderungen mit Ausnahme der in Absatz 1 Nr. 3 und in § 51 
Abs. 2 vorgesehenen Berichtigungen nicht mehr zulässig. 
 
§ 21 Abschluss des Wählerverzeichnisses 
 

Die Wahlbehörde schließt das Wählerverzeichnis spätestens 
am Tage vor der Wahl, jedoch nicht früher als am dritten 
Tage vor der Wahl ab. Sie stellt dabei die Zahl der wahlbe-
rechtigten Personen des Wahlbezirks fest. Der Abschluss 
wird nach dem Muster der Anlage 4 beurkundet. Bei automa-
tisierter Führung des Wählerverzeichnisses ist vor der Beur-
kundung ein Ausdruck herzustellen. 
 
Unterabschnitt 3: Wahlscheine 
 
§ 22 Voraussetzungen für die Erteilung von Wahlschei-
nen 
 
(1) Eine wahlberechtigte Person, die in das Wählerverzeich-
nis eingetragen ist, erhält auf Antrag einen Wahlschein. 
 
(2) Eine wahlberechtigte Person, die nicht in das Wählerver-
zeichnis eingetragen ist, erhält auf Antrag einen Wahlschein, 
wenn 
 

1. sie nachweist, dass sie ohne Verschulden die An-
tragsfrist nach § 14 Abs. 1 Satz 1 oder die Ein-
spruchsfrist nach § 18 Satz 2 des Brandenburgi-
schen Landeswahlgesetzes versäumt hat,  

2. ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ab-
lauf der Antragsfrist nach § 14 Abs. 1 Satz 1 oder 
der Einspruchsfrist nach § 18 Satz 2 des Branden-
burgischen Landeswahlgesetzes entstanden ist,  

3. ihr Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt 
worden ist und die Wahlbehörde von der Feststel-
lung erst nach Abschluss des Wählerverzeichnis-
ses erfahren hat.  
 

§ 23 Zuständige Behörde, Form des Wahlscheins 
 
(1) Der Wahlschein wird von der Wahlbehörde erteilt, in 
deren Wählerverzeichnis die wahlberechtigte Person einge-
tragen ist oder hätte eingetragen werden müssen. 
 
(2) Der Wahlschein wird nach dem Muster der Anlage 5  
erteilt.  
 
§ 24 Wahlscheinanträge 
 
(1) Der Wahlschein kann schriftlich oder mündlich bei der 
Wahlbehörde beantragt werden; die antragstellende Person 
muss Vor- und Familiennamen, Geburtsdatum und ihre 
Wohnanschrift angeben. Die Schriftform gilt außer in den 
Fällen des Absatzes 2 auch durch Telegramm, Fernschrei-
ben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare 
Übermittlung in elektronischer Form als gewahrt. Eine fern-
mündliche Antragstellung ist unzulässig. Eine behinderte 
wahlberechtigte Person kann sich bei der Antragstellung der 
Hilfe einer Person ihres Vertrauens bedienen; § 56 gilt ent-
sprechend. 
 
(2) Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er 
dazu berechtigt ist. 
 
(3) Wahlscheine können bis zum zweiten Tage vor der Wahl, 
18 Uhr, beantragt werden. In den Fällen des § 22 Abs. 2 
können Wahlscheine noch bis zum Wahltage, 15 Uhr, bean-
tragt werden. Gleiches gilt, wenn bei nachgewiesener plötzli-
cher Erkrankung das Wahllokal nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten aufgesucht werden kann; in 
diesem Falle hat die Wahlbehörde den für den Wahlbezirk 
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zuständigen Wahlvorsteher rechtzeitig von der Erteilung des 
Wahlscheins zu unterrichten.  
 
(4) Verspätet eingegangene schriftliche Anträge sind un-
bearbeitet mit den dazugehörigen Briefumschlägen zu ver-
packen und aufzubewahren, bis ihre Vernichtung zugelassen 
ist. 
 
§ 25 Erteilung von Wahlscheinen 
 
(1) Wahlscheine dürfen frühestens am 23. Tage vor der Wahl 
erteilt werden. 
 
(2) Der Wahlschein muss von dem mit der Erteilung beauf-
tragten Bediensteten eigenhändig unterschrieben werden 
und mit dem Dienstsiegel versehen sein. Das Dienstsiegel 
kann eingedruckt werden. Wird der Wahlschein im automati-
sierten Verfahren erstellt, kann abweichend von Satz 1 die 
Unterschrift fehlen; stattdessen kann der Name des beauf-
tragten Bediensteten eingedruckt werden. 
 
(3) Ergibt sich aus dem Antrag nicht, dass die wahlberechtig-
te Person vor einem Wahlvorstand wählen will, so sind dem 
Wahlschein folgende Unterlagen beizufügen: 
 

1. ein amtlicher Stimmzettel des Wahlkreises,  
2. ein amtlicher Wahlumschlag,  
3. ein amtlicher Wahlbriefumschlag und  
4. ein Merkblatt zur Briefwahl.  

 
Die wahlberechtigte Person kann diese Unterlagen nachträg-
lich bis spätestens am Wahltage, 15 Uhr, anfordern. 
 
(4) Auf dem Wahlbriefumschlag sind anzugeben: 
 

1. die vollständige Anschrift, an die der Wahlbrief zu 
übersenden ist,  

2. die Bezeichnung der Wahlbehörde, die den Wahl-
schein ausgestellt hat,  

3. die Nummer des Wahlscheins,  
4. die Nummer des Wahlkreises, es sei denn, sie 

lässt sich aus den in den Nummern 1 bis 3 genann-
ten Angaben ableiten,  

5. der Vermerk "Wahlbrief".  
 

Der Wahlbriefumschlag ist von der Wahlbehörde freizuma-
chen; dies entfällt, wenn die wahlberechtigte Person bei 
persönlicher Abholung der Briefwahlunterlagen die Briefwahl 
nach § 62 Abs. 5 an Ort und Stelle ausübt oder ihr die Brief-
wahlunterlagen an einen außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland liegenden Ort übersandt werden. 
 
(5) Der Wahlschein und die Briefwahlunterlagen dürfen aus-
gehändigt werden an 
 

a. die wahlberechtigte Person persönlich,  
b. die von der wahlberechtigten Person zur Beantra-

gung des Wahlscheins bevollmächtigte Person (§ 
24 Abs. 2) und  

c. eine andere als die wahlberechtigte oder bevoll-
mächtigte Person nur dann, wenn die Berechtigung 
zur Empfangnahme durch Vorlage einer schriftli-
chen Vollmacht nachgewiesen wird.  
 

§ 24 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. Postsendungen sind 
von der Wahlbehörde freizumachen. Die Wahlbehörde über-
sendet der wahlberechtigten Person den Wahlschein und die 

Briefwahlunterlagen mit Luftpost, wenn sich aus dem Antrag 
ergibt, dass sie aus einem außereuropäischen Gebiet wählen 
will, oder wenn dieses sonst geboten erscheint. 
 
(6) Über die erteilten Wahlscheine führt die Wahlbehörde ein 
Verzeichnis, in dem die Fälle des § 22 Abs. 1 und 2 getrennt 
gehalten werden (allgemeines Wahlscheinverzeichnis). Das 
Verzeichnis wird als Liste oder Sammlung der Durchschriften 
der Wahlscheine geführt. Auf dem Wahlschein wird die 
Nummer eingetragen, unter der die wahlberechtigte Person 
in dem Verzeichnis vermerkt ist, sowie die Nummer, unter 
der die wahlberechtigte Person im Wählerverzeichnis geführt 
wird. Bei nicht in das Wählerverzeichnis eingetragenen wahl-
berechtigten Personen wird auf dem Wahlschein vermerkt, 
dass dessen Erteilung nach § 22 Abs. 2 erfolgt ist und wel-
chem Wahlbezirk die wahlberechtigte Person zugeordnet 
wird. Werden nach Abschluss des Wählerverzeichnisses 
noch Wahlscheine erteilt, so ist darüber ein besonderes 
Verzeichnis (zweifach) nach den Sätzen 1 bis 3 zu führen 
(besonderes Wahlscheinverzeichnis). 
 
(7) Wird eine wahlberechtigte Person, die bereits einen 
Wahlschein erhalten hat, im Wählerverzeichnis gestrichen, 
so ist der Wahlschein von der Wahlbehörde für ungültig zu 
erklären. Die Wahlbehörde führt darüber ein Verzeichnis, in 
das der Name der wahlberechtigten Person und die Nummer 
des für ungültig erklärten Wahlscheins aufzunehmen ist; sie 
hat das Wahlscheinverzeichnis zu berichtigen. Die Wahlbe-
hörde verständigt den Kreiswahlleiter, der alle Wahlvorstän-
de des Wahlkreises über die Ungültigkeit des Wahlscheins 
unterrichtet. In den Fällen des § 37 Abs. 3 Satz 3 des Bran-
denburgischen Landeswahlgesetzes ist im Wahlscheinver-
zeichnis und im Verzeichnis der für ungültig erklärten Wahl-
scheine in geeigneter Form zu vermerken, dass die Stimme 
eines Wählers, der bereits an der Briefwahl teilgenommen 
hat, nicht ungültig ist. 
 
(8) Nach Abschluss des Wählerverzeichnisses übersendet 
die Wahlbehörde, sofern sie nicht selbst oder eine andere 
Wahlbehörde für die Durchführung der Briefwahl zuständig 
ist, dem Kreiswahlleiter auf schnellstem Wege das Verzeich-
nis nach Absatz 7 Satz 2 und Nachträge zu diesem Ver-
zeichnis oder eine Mitteilung, dass Wahlscheine nicht für 
ungültig erklärt worden sind, so rechtzeitig, dass sie dort 
spätestens am Wahltage, 12 Uhr, eingehen. Ist eine andere 
Wahlbehörde nach § 6 Nr. 3 mit der Durchführung der Brief-
wahl betraut worden, hat die Wahlbehörde das Verzeichnis 
und die Nachträge oder eine Mitteilung entsprechend Satz 1 
der beauftragten Wahlbehörde zu übersenden. 
 
(9) Die Wahlbehörde übergibt das zweite Exemplar des 
besonderen Wahlscheinverzeichnisses dem Wahlvorsteher 
des zuständigen Wahlbezirks. Sie teilt ihm in Fällen des § 24 
Abs. 3 Satz 2 und 3 die Ausgabe von Wahlscheinen ergän-
zend mit. Aus dem zweiten Exemplar des besonderen Wahl-
scheinverzeichnisses und der ergänzenden Mitteilung muss 
zu ersehen sein, ob die wahlberechtigte Person Briefwahlun-
terlagen erhalten hat. Die Wahlbehörde verständigt den 
Wahlvorsteher ferner, wenn an eine wahlberechtigte Person 
nach Absatz 3 Satz 2 Briefwahlunterlagen nach Abschluss 
des Wählerverzeichnisses ausgegeben worden sind. 
 
(10) Verlorene Wahlscheine und Stimmzettel werden nicht 
ersetzt. Versichert eine wahlberechtigte Person glaubhaft, 
dass ihr der beantragte Wahlschein oder Stimmzettel nicht 
zugegangen ist, kann ihr bis zum Wahltage, 15 Uhr, ein 
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neuer Wahlschein oder Stimmzettel ausgegeben werden; 
Absatz 7 Satz 1 bis 3 und Absatz 9 gelten entsprechend. 
 
(11) Für den Ersatz verschriebener oder unbrauchbar ge-
wordener Stimmzettel, die nach Absatz 3 ausgegeben wor-
den sind, gilt § 55 Abs. 7 entsprechend. 
 
§ 26 Erteilung von Wahlscheinen an bestimmte Perso-
nengruppen 
 
(1) Die Wahlbehörde veranlasst spätestens am 13. Tage vor 
der Wahl die Leitungen der Einrichtungen, 
 

1. für die Sonderwahlbezirke gebildet worden sind,  
2. für deren wahlberechtigte Personen die Stimmab-

gabe vor einem beweglichen Wahlvorstand vorge-
sehen ist,  
 

die wahlberechtigten Personen, die sich in der Einrichtung 
befinden oder dort beschäftigt sind, darauf hinzuweisen, dass 
wahlberechtigte Personen, 
 

a. die in den Wählerverzeichnissen von Wahlbehör-
den des Wahlkreises, in dem die Einrichtung gele-
gen ist, geführt werden, in der Einrichtung nur wäh-
len können, wenn sie von der Wahlbehörde, in de-
ren Wählerverzeichnis sie eingetragen sind, einen 
Wahlschein beschafft haben,  

b. die in den Wählerverzeichnissen anderer Wahlkrei-
se geführt werden, ihr Wahlrecht nur durch Brief-
wahl in ihrem Heimatwahlkreis ausüben können 
und sich dafür von der Wahlbehörde, in deren 
Wählerverzeichnis sie eingetragen sind, einen 
Wahlschein mit Briefwahlunterlagen beschaffen 
müssen.  
 

(2) Die Wahlbehörde veranlasst spätestens am 13. Tage vor 
der Wahl die in ihrem Gebiet stationierten Truppenteile, die 
wahlberechtigten Soldaten, die nicht in ihrem Zuständigkeits-
bereich wohnen, im Sinne des Absatzes 1 zu verständigen. 
 
§ 27 Vermerk im Wählerverzeichnis 
 
Hat eine wahlberechtigte Person nach § 22 Abs. 1 einen 
Wahlschein erhalten, so wird im Wählerverzeichnis in der 
Spalte für den Vermerk über die Stimmabgabe der Sperr-
vermerk "W" eingetragen. Bei der Ausgabe von Briefwahlun-
terlagen wird der Vermerk "B" hinzugefügt. Die Vermerke 
werden bis zum Abschluss des Wählerverzeichnisses durch 
die Wahlbehörde, nach diesem Zeitpunkt durch den Wahl-
vorsteher eingetragen.  
 
§ 28 Beschwerde gegen die Versagung eines Wahl-
scheins 
 
Gegen die Versagung eines Wahlscheins kann die betroffene 
Person Beschwerde an den Kreiswahlleiter erheben; § 14 
Abs. 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Die Entscheidung des 
Kreiswahlleiters über die Beschwerde ist unverzüglich zu 
treffen sowie dem Beschwerdeführer und der Wahlbehörde 
mitzuteilen. 
 
Unterabschnitt 4: Wahlvorschläge (hier nicht wiedergege-
ben) 
 
Unterabschnitt 5: Sonstige Wahlvorbereitungen 
 

§ 42 (hier nicht wiedergegeben) 
   
§ 43 Wahllokale 
   
(1) Die Wahlbehörde bestimmt nach den Vorschriften des § 
16 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes für jeden 
Wahlbezirk ein Wahllokal. Die Wahllokale sind nach Möglich-
keit in amts- oder gemeindeeigenen Gebäuden einzurichten. 
 
(2) In größeren Wahlbezirken, in denen sich die Wählerver-
zeichnisse teilen lassen, kann gleichzeitig in verschiedenen 
Räumen desselben Gebäudes oder an verschiedenen Ti-
schen des Wahllokals gewählt werden. Für jedes Wahllokal 
oder jeden Tisch wird ein Wahlvorstand gebildet. Sind meh-
rere Wahlvorstände in einem Wahllokal tätig, so bestimmt die 
Wahlbehörde, welcher Wahlvorstand für Ruhe und Ordnung 
im Wahllokal sorgt. 
 
§ 44 (hier nicht wiedergegeben) 
 
§ 45 Wahlbekanntmachung der Wahlbehörde 
   
(1) Die Wahlbehörde macht spätestens am sechsten Tage 
vor der Wahl Beginn und Ende der Wahlzeit sowie die Wahl-
bezirke und die Wahllokale nach dem Muster der Anlage 21 
öffentlich bekannt. An Stelle der Aufzählung der Wahlbezirke 
mit ihrer Abgrenzung und ihren Wahllokalen kann auf die 
Angaben in der Wahlbenachrichtigung verwiesen werden. In 
der Bekanntmachung weist die Wahlbehörde darauf hin, 
 

1. dass jede wahlberechtigte Person eine Erststimme 
und eine Zweitstimme hat,  

2. dass die Stimmzettel amtlich hergestellt und im 
Wahllokal bereitgehalten werden,  

3. welchen Inhalt der Stimmzettel hat und wie er zu 
kennzeichnen ist,  

4. dass der Wähler sich auf Verlangen des Wahlvor-
standes über seine Person auszuweisen hat,  

5. dass der Wähler, der keinen Wahlschein besitzt, 
sein Wahlrecht nur in dem für ihn zuständigen 
Wahllokal ausüben kann,  

6. dass der Wähler, der einen Wahlschein besitzt, an 
der Wahl in dem Wahlkreis, in dem der Wahlschein 
ausgestellt ist,  

a. durch Stimmabgabe in einem beliebigen 
Wahlbezirk dieses Wahlkreises oder  

b. durch Briefwahl  
 

teilnehmen kann, 
 

7. in welcher Weise die Briefwahl ausgeübt wird,  
8. dass die Wahl öffentlich ist und jede Person zum 

Wahllokal Zutritt hat, soweit das ohne Störung des 
Wahlgeschäfts möglich ist,  

9. dass nach den Vorschriften des Strafgesetzbuches 
bestraft wird, wer unbefugt wählt oder sonst ein un-
richtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das 
Ergebnis verfälscht oder eine solche Tat versucht.  
 

(2) Ein Abdruck der Wahlbekanntmachung ist vor Beginn der 
Wahlhandlung am oder im Eingang des Gebäudes, in dem 
sich das Wahllokal befindet, anzubringen. Dem Abdruck ist 
ein Stimmzettel beizufügen, der durch Aufdruck oder Über-
schrift deutlich als Muster gekennzeichnet ist. 
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§ 46 Sorbische (wendische) Sprache 
 
Im Siedlungsgebiet der Sorben (Wenden) hat die Wahlbe-
hörde sicherzustellen, dass die Wahlbekanntmachung nach 
§ 45 sowie die Kenntlichmachung der Wahllokale auch in 
sorbischer (wendischer) Sprache erfolgen. In diesem Gebiet 
hat der Kreiswahlleiter im Zusammenwirken mit Vertretern 
der Sorben (Wenden) zu prüfen, ob die betreffenden Wahl-
behörden hinsichtlich der Vorbereitung der Wahl sowie der 
Durchführung der Wahlhandlung weitere Hinweise in sorbi-
scher (wendischer) Sprache geben sollen. 
 
Abschnitt 3: Wahlhandlung 
 
Unterabschnitt 1: Allgemeine Vorschriften 
 
§ 47 (hier nicht wiedergegeben) 
  
§ 48 Wahlkabinen 
 
(1) In jedem Wahllokal richtet die Wahlbehörde eine oder 
mehrere Wahlkabinen mit Tischen ein, in denen der Wähler 
seinen Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen kann. Als 
Wahlkabine kann auch ein nur durch das Wahllokal zugäng-
licher Nebenraum dienen, wenn dessen Eingang vom Wahl-
tisch aus übersehen werden kann. 
 
(2) In den Wahlkabinen sollen Schreibstifte gleicher Farbe 
bereitliegen. 
 
§ 49 Wahlurnen 
 
(1) Die von den Wählern abgegebenen Stimmzettel werden 
in Wahlurnen gesammelt. 
(2) Die Wahlbehörde sorgt für die erforderlichen Wahlurnen. 
(3) Die Wahlurne muss mit einem verschließbaren Deckel 
versehen und so beschaffen sein, dass sie die Stimmzettel in 
einer das Wahlgeheimnis wahrenden Weise aufnehmen 
kann. 
 
§ 50 Wahltisch 
 
Der Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz nimmt, muss von 
allen Seiten zugänglich sein. An oder auf diesen Tisch wird 
die Wahlurne gestellt. 
 
§ 51 Eröffnung der Wahlhandlung 
 
(1) Der Wahlvorsteher eröffnet die Wahlhandlung damit, dass 
er die Beisitzer auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen 
Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit über 
die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen 
Angelegenheiten hinweist. 
 
(2) Vor Beginn der Stimmabgabe berichtigt der Wahlvorste-
her das Wählerverzeichnis nach dem besonderen Wahl-
scheinverzeichnis (§ 25 Abs. 6 Satz 5), indem er bei den in 
diesem Verzeichnis aufgeführten wahlberechtigten Personen 
in der für den Stimmabgabevermerk vorgesehenen Spalte 
des Wählerverzeichnisses die Vermerke -W� oder -WB� 
einträgt. Er berichtigt dementsprechend die Abschlussbeur-
kundung des Wählerverzeichnisses und bescheinigt die 
Berichtigung. Bei einer ergänzenden Mitteilung der Wahlbe-
hörde über die Ausstellung von Wahlscheinen nach § 25 
Abs. 9 Satz 2 oder die Ausgabe von Briefwahlunterlagen 

nach § 25 Abs. 9 Satz 4 gelten die Sätze 1 und 2 entspre-
chend. 
(3) Der Wahlvorstand überzeugt sich vor Beginn der Stimm-
abgabe davon, dass die Wahlurne leer ist. Der Wahlvorste-
her verschließt die Wahlurne. Sie darf bis zum Schluss der 
Wahlhandlung nicht mehr geöffnet werden. 
 
§ 52 Öffentlichkeit der Wahl 
 
Während der Wahlhandlung sowie der Ermittlung und Fest-
stellung des Wahlergebnisses hat jede Person zum Wahllo-
kal Zutritt, soweit das ohne Störung des Wahlgeschäfts 
möglich ist. 
 
§ 53 Ordnung im Wahllokal 
 
Der Wahlvorstand sorgt für Ruhe und Ordnung im Wahllokal. 
Er ordnet bei Andrang den Zutritt zum Wahllokal. 
 
§ 54 Wahlfrieden 
 
(1) Als unzulässige Beeinflussung des Wählers durch Ton 
nach § 35 Abs. 1 des Brandenburgischen Landeswahlgeset-
zes gilt auch die Verwendung von Lautsprechern, die im 
Wahlgebäude bei geschlossenen Fenstern noch deutlich zu 
vernehmen sind. 
 
(2) Im Wahllokal dürfen Befragungen von Wählern nach der 
Stimmabgabe über den Inhalt der Wahlentscheidung nicht 
durchgeführt werden. 
 
(3) Sind mehrere Wahlvorstände in einem Gebäude tätig, so 
bestimmt die Wahlbehörde, welcher Wahlvorstand den Wahl-
frieden außerhalb der Wahllokale zu gewährleisten hat. 
 
§ 55 Stimmabgabe 
 
(1) Der Wähler gibt die Wahlbenachrichtigung beim Wahlvor-
stand ab. Auf Verlangen, insbesondere wenn er seine Wahl-
benachrichtigung nicht vorlegt, hat er sich über seine Person 
auszuweisen. 
 
(2) Sobald der Schriftführer den Namen des Wählers im 
Wählerverzeichnis gefunden hat und die Wahlberechtigung 
festgestellt worden ist, erhält der Wähler einen amtlichen 
Stimmzettel. Die Mitglieder des Wahlvorstandes sind nicht 
befugt, Angaben zur Person des Wählers so zu verlautbaren, 
dass sie von den sonstigen im Wahllokal anwesenden Per-
sonen zur Kenntnis genommen werden können, es sei denn, 
dass es zur Feststellung der Wahlberechtigung erforderlich 
ist. 
 
(3) Der Wähler kennzeichnet in der Wahlkabine den Stimm-
zettel und faltet ihn so zusammen, dass der Inhalt seiner 
Wahlentscheidung von anderen anwesenden Personen nicht 
erkannt werden kann. Abgesehen vom Fall des § 56 darf sich 
immer nur ein Wähler und dieser nur so lange wie notwendig 
in der Wahlkabine aufhalten. 
 
(4) Besteht kein Anlass zur Zurückweisung des Wählers 
nach den Absätzen 5 und 6, gibt der Wahlvorsteher die 
Wahlurne frei. Der Wähler legt den zusammengefalteten 
Stimmzettel in die Wahlurne; mit Zustimmung des Wählers 
kann auch ein Mitglied des Wahlvorstandes den Stimmzettel 
in die Wahlurne legen. Der Schriftführer vermerkt die Stimm-
abgabe im Wählerverzeichnis in der dafür bestimmten Spal-
te.
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(5) Der Wahlvorstand hat einen Wähler zurückzuweisen, der 
1. nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen ist und 

keinen gültigen Wahlschein besitzt,  
2. keinen gültigen Wahlschein vorlegt, obwohl sich im 

Wählerverzeichnis ein Wahlscheinvermerk befin-
det, es sei denn, es wird nach Anfrage bei der zu-
ständigen Wahlbehörde festgestellt, dass er nicht 
im Wahlscheinverzeichnis eingetragen ist,  

3. bereits einen Stimmabgabevermerk im Wählerver-
zeichnis hat, es sei denn, er weist nach, dass er 
noch nicht gewählt hat,  

4. seinen Stimmzettel außerhalb der Wahlkabine ge-
kennzeichnet oder ihn mit einem äußerlich sichtba-
ren, das Wahlgeheimnis offensichtlich gefährden-
den Kennzeichen versehen hat,  

5. seinen Stimmzettel nicht oder nicht so gefaltet hat, 
dass der Inhalt der Wahlentscheidung verdeckt ist,  

6. außer seinem Stimmzettel einen weiteren Gegen-
stand in die Wahlurne legen will oder  

7. mehrere Stimmzettel oder einen Stimmzettel abge-
ben will, der als nicht amtlich hergestellt erkennbar 
ist.  

(6) Glaubt der Wahlvorsteher, das Wahlrecht einer im Wäh-
lerverzeichnis eingetragenen Person beanstanden zu müs-
sen oder werden sonst aus der Mitte des Wahlvorstandes 
Bedenken gegen die Zulassung eines Wählers zur Stimmab-
gabe erhoben, so beschließt der Wahlvorstand über die 
Zulassung oder Zurückweisung. Der Beschluss ist in der 
Wahlniederschrift zu vermerken. 
 
(7) Hat der Wähler den Stimmzettel versehentlich falsch 
gekennzeichnet oder unbrauchbar gemacht oder wird er 
nach Absatz 5 Nr. 4 bis 7 zurückgewiesen, so ist ihm auf 
Verlangen ein neuer Stimmzettel auszuhändigen, nachdem 
er den alten Stimmzettel im Beisein eines Mitgliedes des 
Wahlvorstandes zerrissen hat. 
 
§ 56 Hilfeleistung bei der Stimmabgabe 
 
(1) Ein Wähler, der des Lesens unkundig ist oder wegen 
einer körperlichen Behinderung einer Hilfe bei der Stimmab-
gabe bedarf, bestimmt eine Person seines Vertrauens, deren 
Hilfe er sich bei der Stimmabgabe bedienen will, und gibt 
dies dem Wahlvorstand bekannt. Hilfsperson kann auch ein 
von dem Wähler bestimmtes Mitglied des Wahlvorstandes 
sein. 
 
(2) Die Hilfeleistung hat sich auf die Erfüllung der Wünsche 
des Wählers zu beschränken. Die Hilfsperson darf gemein-
sam mit dem Wähler die Wahlkabine aufsuchen, soweit das 
zur Hilfeleistung erforderlich ist. 
 
(3) Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse 
verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer 
anderen Person erlangt hat. 
 
(4) Wer blind oder sehbehindert ist, kann sich zur Kenn-
zeichnung des Stimmzettels auch einer Stimmzettelschablo-
ne bedienen. 
 
§ 57 Stimmabgabe mit Wahlschein 
 
(1) Der Inhaber eines Wahlscheins weist sich aus und über-
gibt den Wahlschein dem Wahlvorsteher zur Prüfung. Ent-
stehen Zweifel über die Gültigkeit des Wahlscheins oder über 
den rechtmäßigen Besitz, so klärt sie der Wahlvorstand nach 
Möglichkeit und beschließt über die Zulassung oder Zurück-

weisung des Inhabers. Der Vorgang ist in der Wahlnieder-
schrift zu vermerken. Der Wahlvorsteher behält den Wahl-
schein auch im Falle der Zurückweisung ein. 
 
(2) Ergibt die Prüfung, dass der Wahlschein für einen ande-
ren Wahlkreis gilt, so gibt der Wahlvorsteher diesen dem 
Inhaber mit einem entsprechenden Hinweis zurück. 
 
(3) Ist auf dem Wahlschein die Ausgabe der Briefwahlunter-
lagen vermerkt, so kann der Wähler nur mit dem bereits 
erhaltenen Stimmzettel an der Wahl teilnehmen. 
 
§ 58 Schluss der Wahlhandlung 
 
Sobald die Wahlzeit abgelaufen ist, wird dies vom Wahlvor-
steher bekannt gegeben. Von diesem Zeitpunkt ab dürfen 
nur noch die wahlberechtigten Personen zur Stimmabgabe 
zugelassen werden, die sich im Wahllokal befinden. Der 
Zutritt zum Wahllokal ist so lange zu sperren, bis die anwe-
senden wahlberechtigten Personen ihre Stimme abgegeben 
haben; § 52 ist zu beachten. Sodann erklärt der Wahlvorste-
her die Wahlhandlung für geschlossen.  
 
Unterabschnitt 2: Besondere Vorschriften 
    
§ 59 Stimmabgabe in Sonderwahlbezirken 
 
(1) Zur Stimmabgabe in Sonderwahlbezirken wird jede in der 
Einrichtung anwesende wahlberechtigte Person zugelassen, 
die einen für den Wahlkreis gültigen Wahlschein hat. 
 
(2) Es ist zulässig, für die verschiedenen Teile eines Son-
derwahlbezirks verschiedene Personen als Beisitzer des 
Wahlvorstandes zu bestellen. 
 
(3) Die Wahlbehörde bestimmt im Einvernehmen mit der 
Leitung der Einrichtung ein geeignetes Wahllokal. Für die 
verschiedenen Teile eines Sonderwahlbezirks können ver-
schiedene Wahllokale bestimmt werden. Die Wahlbehörde 
richtet das Wahllokal her und sorgt für Wahlurnen und sons-
tige Vorkehrungen zum Schutz des Wahlgeheimnisses. 
 
(4) Die Wahlbehörde bestimmt die Zeit der Stimmabgabe für 
den Sonderwahlbezirk im Einvernehmen mit der Leitung der 
Einrichtung im Rahmen der allgemeinen Wahlzeit nach dem 
tatsächlichen Bedürfnis.  
 
(5) Die Leitung der Einrichtung gibt den wahlberechtigten 
Personen das Wahllokal und die Zeit der Stimmabgabe 
spätestens am Tage vor der Wahl bekannt und weist auf die 
Möglichkeit der Stimmabgabe nach Absatz 6 hin. 
 
(6) Der Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter und zwei 
Beisitzer können sich zur Durchführung der Wahl unter Mit-
nahme einer verschlossenen Wahlurne und der erforderli-
chen Stimmzettel in die Krankenzimmer und an die Kranken-
betten begeben. Dabei muss auch bettlägerigen wahlberech-
tigten Personen Gelegenheit gegeben werden, ihre Stimm-
zettel unbeobachtet zu kennzeichnen und zu falten. Der 
Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter weist wahlberechtigte 
Personen auf die Möglichkeit der Hilfeleistung nach § 56 hin. 
Nach Schluss der Stimmabgabe sind die verschlossene 
Wahlurne und die Wahlscheine unverzüglich in das Wahllo-
kal des Sonderwahlbezirks zu bringen. Dort bleibt die Wahl-
urne bis zum Schluss der allgemeinen Wahlzeit unter Auf-
sicht des Wahlvorstandes verschlossen. Danach wird ihr 
Inhalt mit dem der Wahlurne des Sonderwahlbezirks 
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vermengt und zusammen mit den übrigen Stimmen des 
Sonderwahlbezirks ausgezählt. Der Vorgang ist in der Wahl-
niederschrift zu vermerken. 
 
(7) Die Öffentlichkeit der Wahlhandlung sowie der Ermittlung 
und Feststellung des Wahlergebnisses soll nach Möglichkeit 
durch die Anwesenheit anderer wahlberechtigter Personen 
gewährleistet werden. 
 
(8) Das Wahlergebnis der Sonderwahlbezirke darf nicht vor 
dem Schluss der allgemeinen Wahlzeit ermittelt werden. 
 
(9) Im Übrigen gelten die allgemeinen Bestimmungen.  
 
§ 60 Stimmabgabe in kleineren Krankenhäusern, kleine-
ren Alten- oder Pflegeheimen und Klöstern 
 
(1) Die Wahlbehörde soll bei entsprechendem Bedürfnis und 
soweit möglich im Benehmen mit der Leitung eines kleineren 
Krankenhauses, eines kleineren Alten- oder Pflegeheimes, 
eines Klosters oder einer gleichartigen Einrichtung zulassen, 
dass dort anwesende wahlberechtigte Personen, die einen 
für den Wahlkreis gültigen Wahlschein besitzen, vor einem 
beweglichen Wahlvorstand wählen. 
 
(2) Die Wahlbehörde vereinbart mit der Leitung der Einrich-
tung die Zeit der Stimmabgabe innerhalb der allgemeinen 
Wahlzeit. Die Leitung der Einrichtung stellt, soweit erforder-
lich, ein geeignetes Wahllokal bereit. Die Wahlbehörde rich-
tet dieses her. Die Leitung der Einrichtung gibt den wahlbe-
rechtigten Personen Ort und Zeit der Stimmabgabe bekannt. 
 
(3) Der bewegliche Wahlvorstand begibt sich unter Mitnahme 
einer verschlossenen Wahlurne und der erforderlichen 
Stimmzettel in die Einrichtung und nimmt die Wahlscheine 
sowie die Stimmzettel entgegen; § 59 Abs. 6 Satz 1 bis 3 gilt 
entsprechend. Nach Schluss der Stimmabgabe bringt er die 
verschlossene Wahlurne und die Wahlscheine in das Wahl-
lokals seines Wahlbezirks. Dort bleibt die Wahlurne bis zum 
Schluss der allgemeinen Wahlzeit unter Aufsicht des Wahl-
vorstandes verschlossen. Danach wird ihr Inhalt mit dem der 
Wahlurne des Wahlbezirks vermengt und zusammen mit den 
übrigen Stimmen des Wahlbezirks ausgezählt. Der Vorgang 
ist in der Wahlniederschrift zu vermerken. 
 
(4) § 59 Abs. 7 findet entsprechende Anwendung. Im Übrigen 
gelten die allgemeinen Bestimmungen. 
 
§ 61 Stimmabgabe in sozialtherapeutischen Anstalten  
und Justizvollzugsanstalten 
 
(1) In sozialtherapeutischen Anstalten und Justizvollzugsan-
stalten sowie gleichartigen Einrichtungen soll die Wahlbehör-
de bei entsprechendem Bedürfnis und soweit möglich zulas-
sen, dass die in der Anstalt anwesenden wahlberechtigten 
Personen, die einen für den Wahlkreis gültigen Wahlschein 
besitzen, in der Anstalt vor einem beweglichen Wahlvorstand 
wählen. 
 
(2) Die Wahlbehörde vereinbart mit der Anstaltsleitung die 
Zeit der Stimmabgabe innerhalb der allgemeinen Wahlzeit. 
Die Anstaltsleitung stellt ein Wahllokal bereit. Die Wahlbe-
hörde richtet dieses her. Die Anstaltsleitung gibt den wahlbe-
rechtigten Personen Ort und Zeit der Stimmabgabe bekannt 
und sorgt dafür, dass sie zur Stimmabgabe das Wahllokal 
aufsuchen können. 
 

(3) § 60 Abs. 3 gilt entsprechend. Im Übrigen gelten die 
allgemeinen Bestimmungen. 
 
§ 62 Briefwahl 
 
(1) Für die Stimmabgabe durch Briefwahl gilt folgende Rege-
lung: 

1. Die wahlberechtigte Person kennzeichnet persön-
lich und unbeobachtet ihren Stimmzettel.  

2. Sie legt den Stimmzettel unbeobachtet in den amt-
lichen Wahlumschlag und verschließt diesen.  

3. Sie unterschreibt unter Angabe des Ortes und des 
Tages die auf dem Wahlschein vorgedruckte Ver-
sicherung an Eides statt zur Briefwahl.  

4. Sie legt den verschlossenen amtlichen Wahlum-
schlag und den unterschriebenen Wahlschein in 
den amtlichen Wahlbriefumschlag und verschließt 
diesen.  

5. Sie übersendet den Wahlbrief rechtzeitig an die 
nach Absatz 2 zuständige, auf dem Wahlbriefum-
schlag angegebene Stelle. Der Wahlbrief kann bei 
dieser Stelle auch abgegeben werden. Nach Ein-
gang des Wahlbriefes bei der zuständigen Stelle 
darf er nicht mehr zurückgegeben werden.  
 

(2) Die Wahlbriefe müssen bei dem Kreiswahlleiter des 
Wahlkreises, für den der Wahlschein gültig ist, eingehen. 
Sind aufgrund einer Anordnung nach § 10 Abs. 4 des Bran-
denburgischen Landeswahlgesetzes Briefwahlvorstände für 
einzelne oder mehrere Gemeinden innerhalb eines Wahlkrei-
ses gebildet, müssen die Wahlbriefe bei der Wahlbehörde 
eingehen, die die Wahlscheine ausgestellt hat. 
 
(3) In Krankenhäusern, Alten- und Pflegeheimen, sozialthe-
rapeutischen Anstalten, Justizvollzugsanstalten, Gemein-
schaftsunterkünften sowie vergleichbaren Einrichtungen ist 
Vorsorge zu treffen, dass der Stimmzettel unbeobachtet 
gekennzeichnet und in den Wahlumschlag gelegt werden 
kann. 
 
(4) Für die Stimmabgabe behinderter Wähler gilt § 56 sinn-
gemäß. Hat die wahlberechtigte Person den Stimmzettel 
durch eine Hilfsperson kennzeichnen lassen, so hat diese 
durch Unterschreiben der Versicherung an Eides statt zur 
Briefwahl zu bestätigen, dass sie den Stimmzettel gemäß 
dem erklärten Willen des Wählers gekennzeichnet hat. 
 
(5) Holt die wahlberechtigte Person persönlich den Wahl-
schein und die Briefwahlunterlagen bei der Wahlbehörde ab, 
so soll ihr Gelegenheit gegeben werden, die Briefwahl an Ort 
und Stelle auszuüben. Die Wahlbehörde hat zu diesem 
Zweck mindestens eine Wahlkabine aufzustellen oder einen 
besonderen Raum verfügbar zu halten, damit der Stimmzet-
tel unbeobachtet gekennzeichnet und in den Wahlumschlag 
gelegt werden kann. Die Wahlbehörde nimmt die Wahlbriefe 
entgegen und hält sie unter Verschluss. Sie übergibt die 
Wahlbriefe rechtzeitig am Wahltage dem Kreiswahlleiter oder 
der mit der Briefwahl betrauten Wahlbehörde. 
 
§ 63 Behandlung der Wahlbriefe 
 
(1) Die für den Eingang der Wahlbriefe zuständige Stelle (§ 
62 Abs. 2) sammelt die Wahlbriefe ungeöffnet und hält sie 
unter Verschluss. Sie vermerkt auf jedem am Wahltage nach 
Schluss der Wahlzeit eingegangenen Wahlbrief Tag und 
Uhrzeit des Eingangs, auf den vom nächsten Tag an einge-
henden Wahlbriefen nur den Eingangstag.
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(2) Die zuständige Stelle, in den Fällen der Bildung eines 
Briefwahlvorstandes für mehrere Gemeinden nach § 6 Nr. 3 
die mit der Durchführung der Briefwahl betraute Wahlbehör-
de, 
 

1. verteilt die Wahlbriefe auf die einzelnen Briefwahl-
vorstände,  

2. übergibt jedem Briefwahlvorstand das Verzeichnis 
über die für ungültig erklärten Wahlscheine sowie 
die Nachträge dazu oder die Mitteilung, dass keine 
Wahlscheine für ungültig erklärt worden sind (§ 25 
Abs. 8),  

3. sorgt für die Bereitstellung und Ausstattung des 
Wahllokals und  

4. stellt dem Briefwahlvorstand etwa notwendige 
Hilfskräfte zur Verfügung.  
 

(3) Ist für mehrere Gemeinden ein Briefwahlvorstand gebil-
det, haben die Wahlbehörden der mit der Briefwahl betrauten 
Wahlbehörde alle bis zum Tage vor der Wahl bei ihnen ein-
gegangenen Wahlbriefe bis 12 Uhr zuzuleiten und alle ande-
ren noch vor Schluss der Wahlzeit bei ihnen eingegangenen 
Wahlbriefe auf schnellstem Wege nach Schluss der Wahlzeit 
zuzuleiten. 
 
(4) Verspätet eingegangene Wahlbriefe werden von der 
zuständigen Stelle angenommen, mit den in Absatz 1 vorge-
schriebenen Vermerken versehen und ungeöffnet verpackt. 
Das Paket wird von ihr versiegelt, mit einer Inhaltsangabe 
versehen und verwahrt, bis die Vernichtung der Wahlbriefe 
zugelassen ist. Sie hat sicherzustellen, dass das Paket unbe-
fugten Personen nicht zugänglich ist. 
 
Abschnitt 4-5 
 
(hier nicht wiedergegeben) 
    
Abschnitt 6: Schlußvorschriften 
   
§ 81 Wahlstatistische Auszählungen Wahlstatistische 
Auszählungen 
 
(1) Der Landeswahlleiter teilt den Kreiswahlleitern mit, für 
welche Wahlbezirke des Wahlkreises er aufgrund von § 49 
Abs. 2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes wahl-
statistische Auszählungen angeordnet hat. Der Kreiswahllei-
ter unterrichtet die Wahlbehörden, zu denen diese Wahlbe-
zirke gehören. Die Wahlbehörde setzt die zuständigen Wahl-
vorstände in Kenntnis. 
 
(2) Wahlstatistische Auszählungen dürfen, soweit sie nicht 
nach § 49 Abs. 2 des Brandenburgischen Landeswahlgeset-
zes angeordnet sind, nur mit Zustimmung des Kreiswahllei-
ters durchgeführt werden. Die Wahlbezirke müssen so aus-
gewählt und die Auszählungen so durchgeführt werden, dass 
das Wahlgeheimnis gewahrt ist. Die Auszählungen können 
unter Verwendung von Stimmzetteln mit Unterscheidungsbe-
zeichnungen durchgeführt werden. Durch die Auszählung 
darf die Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk 
nicht verzögert werden. Die Stimmzettel des Wahlbezirks 
stehen den mit der Auszählung beauftragten Behörden und 
Personen nur so lange zur Verfügung, als es die Aufberei-
tung erfordert; im Übrigen sind die Stimmzettel nach den §§ 
70 und 71 zu behandeln. 
 

(3) Die Veröffentlichung von Ergebnissen der wahlstatisti-
schen Auszählungen aufgrund des § 49 Abs. 2 des Bran-
denburgischen Landeswahlgesetzes ist dem Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg vorbehalten. Diese Ergebnisse können 
den Ämtern oder amtsfreien Gemeinden, die Auszählungen 
nach Absatz 2 durchführen, vom Amt für Statistik Berlin-
Brandenburg im Einvernehmen mit dem Landeswahlleiter zu 
deren Ergänzung und zu zusammengefasster Veröffentli-
chung überlassen werden. Ergebnisse für einzelne Wahlbe-
zirke dürfen nicht veröffentlicht werden. 
 
(4) Der Landeswahlleiter kann zur Durchführung von wahl-
statistischen Auszählungen nach den Absätzen 1 bis 3 nähe-
re Regelungen treffen. 
   
§§ 82- 88 (hier nicht wiedergegeben) 
 
Abschnitt 7 
 
(hier nicht wiedergegeben) 


